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Kammergericht 
Im Namen des Volkes 

Geschäftsnummer: 
10U124/11 
8 0 433/09 Landgericht Berlin 

verkündet am : 

In dem Rechtsstreit 

- Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt Bepi Uletilovic, 
Wulffstraße 14, 12165 Berlin,- 

gegen 

29. Oktober 2012 - J ustizo bersekretäri n 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle des Kam­ 
mergerichts Berlin . 

Kläger, Berufungskläger und Be­ 
rufungsbeklagter, 

Beklagte, Berufungsbeklagte und 
Berufungsklägerin, 

hat der 10. Zivilsenat des Kammergerichts in Berlin-Schöneberg, EIßholzstraße 30-33, 10781 Ber­ 

lin, auf die mündliche Verhandlung vom 17. September 2012 durch den Vorsitzenden Richter am 

JV 531 



2 

Kammergericht _ die Richterin am Kamme'rgericht_und den Richter am Kam­ 

mergericht_ 

tür Recht erkannt: 

I. Auf die Berufung des Klägers wird das am 3. August 2011 verkündete Urteil des 
Landgerichts Berlin - 8 0 433/09 - geändert. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 
62.475,00 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 8 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz 
seit dem 20. April 2009 zu zahlen. 

11. Die Berufung der Beklagten wird zurückgewiesen. 

111. Die Kosten des Rechtsstreits 1. Instanz trägt die Beklagte. Von den Kosten des 
Berufungsverfahrens tragen der Kläger 92 % und die Beklagte 8 %. 

IV. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte kann die Vollstreckung durch 
Sicherheitsleistung in Höhe des nach dem Urteil vollstreckbaren Betrages zuzüglich 10 % 
abwenden, wenn nicht der Kläger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe des jeweils zu 
vollstreckenden Betrages zuzüglich 10 % leistet. Der Kläger kann die Vollstreckung durch 
Sicherheitsleistung in Höhe des nach dem Urteil vollstreckbaren Betrages zuzüglich 10 % 
abwenden, wenn nicht die Beklagte Kläger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe des 
jeweils zu vollstreckenden Betrages zuzüglich 10 % leistet. 

Gründe 

I. 

Der Kläger verlangt von der Beklagten aus abgetretenem Recht der 

(im Folgenden: •••• 

lung einer Maklerprovision für den Nachweis der Gelegenheit zum Kauf eines Wohnparks in 

Er hat im ersten Rechtszug zuletzt beantragt, 

1. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 5.000,01 € nebst Zinsen hieraus in 

Höhe von 8 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 20. April 2009 zu 

zahlen, 

·2. wenn das Gericht den Klageantrag zu Ziffer 1. für zulässig und begründet 

erachtet, die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger weitere 57.474,00 € nebst 

Zinsen hieraus in Höhe von 8 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 20. April 

2009 zu zahlen. 

; 

Die Beklagte hat beantragt, 
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die Klage abzuweisen. 

Durch das am 3. August 2011 verkündete Urteil hat das Landgericht die Beklagte verurteilt, an 

den Kläger 5.0001,00 € nebst Zinsen zu zahlen. Im Übrigen hat es die Klage abgewiesen. Auf die 

tatsächlichen Feststellungen in dem Urteil wird Bezug genommen, , 

§ 540 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ZPO. 

Gegen das am 4. August 2011 zugestellte Urteil hat der Kläger am 11. August 2011 Berufung 

eingelegt und diese zugleich begründet. Das Landgericht habe den hilfsweise gestellten Antrag zu 

Unrecht als unzulässig abgewiesen. 

Der Kläger beantragt, 

das angefochtene Urteil zu ändern und die Beklagte zu verurteilen, an den 

Kläger weitere 57.474,00 € nebst Zinsen zu zahlen, 

Die Beklagte beantragt, 

die Berufung zurückzuweisen 

Sie hat gegen das ihr am 4. August 2011 zugestellte Urteil am 1. September 2011 Berufung ein­ 

gelegt und diese am 4. Oktober 2011 begründet. Die Klage sei nicht hinreichend bestimmt. Die 

unentgeltliche Abtretung der Provisionsforderung durch die _ sei wegen Gläubigerbe­ 

nachteiligung nichtig, zumal der Kläger von der wirtschaftlichen Krise der Gesellschaft gewusst 

habe. Der Provisionsanspruch bestehe nicht, sei jedenfalls aber verjährt. 

Die Beklagte beantragt, 

das Urteil abzuändern und die Klage abzuweisen. 

Der Kläger beantragt, 

die Berufung zurückzuweisen 

Soweit die Beklagte verurteilt worden ist, verteidigt er das Urteil. 

Wegen der Einzelheiten des Parteivortrags wird auf die gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen 

verwiesen. 
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11. 

Die zulässige Berufung des Klägers hat in der Sache Erfolg. Dem Kläger steht der geltend ge­ 

machte Anspruch in Höhe von 62.475,00 € aus der zwischen der und der Beklagten 

im März 2007 geschlossenen Provisionsvereinbarung zu, § 652 Abs. 1 Satz 1 BGB. Die Berufung 

der Beklagten hat dagegen keinen Erfolg. 

1. Der Kläger ist aktivlegitimiert. 

~ a) Der Einwand der Beklagten, das Urteil lasse offen, ob es sich lediglich auf einen ••••• 

zustehenden Provisionsanteil erstrecke, trägt nicht. Ob der Provisionsanspruch dem Kläger und 

der_ursprünglich in Bruchteilsgemeinschaft (§ 741 BGB) zustand, kann offenbleiben. 

Durch die Abtretungsvereinbarung vom 6. April 2009 hat die_"ihren Maklerprovisions­ 

anspruch" an den Kläger abgetreten. Die Vereinbarung umfasste auch einen nur etwaigen Bruch­ 

teil der Forderung. Sollte der Kläger bereits Inhaber eines Bruchteils gewesen sein, wäre er durch 

die Abtretung alleiniger Forderungsinhaber geworden. 

b) Zutreffend hat das Landgericht ausgeführt, dass der Abschluss der Abtretungsvereinbarung 

(§ 398 Satz 1 BGB) durch die Aussage des Zeugen _bewiesen ist. Der Zeuge hat bestätigt, die 

Urkunde vom 6. April 2009 unterschrieben zu haben. Wegen der Einzelheiten wird auf das Proto­ 

koll der mündlichen Verhandlung vor dem Landgericht sowie auf Seite 9 des angefochtenen Ur­ 

teils verwiesen. 

c) Die Vereinbarung ist nicht wegen Verstoßes gegen ein gesetzliches Verbot oder gegen die gu­ 

ten Sitten nichtig (§§ 134,138 Abs. 1 BGB). 

Der Umstand, dass die Abtretung während des laufenden Insolvenzverfahrens über das Vermö- 

gen der erfolgt ist, stellt keinen Nichtigkeitsgrund dar. Ob sich der Zeuge _als Ge- 

schäftsführer der GmbH durch den Abschluss der Vereinbarung gemäß §§ 283 ff. 8tGB strafbar 

gemacht hat, kann dahinstehen. Das Landgericht hat zutreffend ausgeführt, dass die Strafvor­ 

schrift des § 283 8tGB den Schutz der Insolvenzmasse durch ein einseitiges Verbot bezweckt und 

der Empfänger grundsätzlich nicht von der 8trafnorm erfasst wird. In einem solchen Fall führt der 

Gesetzesverstoß regelmäßig nicht zur Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts. Ein Rechtsgeschäft, das 

gegen das Verbot der Gläubigerbenachteiligung verstößt (§§ 283c, 283d 8tGB), unterliegt den 

speziellen Anfechtungsregeln der §§ 129 ff InsO, 3 AnfG. Es ist, sofern nicht besondere Umstän- 
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de hinzutreten, nicht gemäß §§ 134, 138 Abs. 1 BGB nichtig (BGH NJW 1973,513; NJW-RR 

2002, 1359, 1361). Solche besonderen Umstände trägt die Beklagte nicht vor. Erforderlich ist in­ 

soweit ein Element, das eine besondere Verwerflichkeit der Vereinbarung begründet (vgl. BGH, 

NJW 1993, 2041, 2042). Die bloße Unentgeltlichkeit der Abtretung genügt dafür nicht. Unentgeltli­ 

che Leistungen werden von § 4 AnfG erfasst; diese Vorschrift geht den §§ 134,138 BGB vor. Die 

von der Beklagte zitierte Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 30. April 1992 (NJW 1992, 

2021) betrifft einen nicht vergleichbaren Sachverhalt. Der BGH hat entschieden, dass der einem 

Abschlussprüfer erteilte Prüfungsauftrag nach § 134 BGB nichtig ist, wenn dieser entgegen § 319 

Abs. 2 Nr. 4 HGB bei der Aufstellung des zu prüfenden Jahresabschlusses mitgewirkt hat. Eine 

besondere Verwerflichkeit kann zwar vorliegen, wenn beide Vertragsparteien in Täuschungsab­ 

sicht zusammengewirkt haben (vgl. BGH, NJW 1995, 1668). Dass der Zeuge _ und der Kläger 

beim Abschluss der Abtretungsvereinbarung kollusiv zusammengewirkt hätten, ist jedoch nicht 

festzustellen. Dass der Kläger wusste, dass die zahlungsunfähig war oder er Kennt­ 

nis von den Insolvenzanträgen hatte, ist nicht schlüssig vorgetragen. Die Beklagte behauptet da­ 

zu, dass sich dem Kläger die "finanziellen Schwierigkeiten der _" jedenfalls hätten aufdrängen 

müssen (Seite 8 der Berufungsbegründung). Eine Kenntnis wird damit nicht behauptet. Unabhän­ 

gig davon belegen die von der Beklagten angeführten Umstände wie das Wissen des Klägers von 

der Privatanschrift des Zeugen _ oder die Übergabe von Unterlagen nicht seine Kenntnis von 

der Krise der GmbH. Der Vortrag, der Kläger habe gewusst, das? der Zeuge die Provisionsforde­ 

rung im Insolvenzverfahren verschwiegen habe, ist durch nichts belegt. Schließlich führte die blo­ 

ße Kenntnis des Klägers vom etwaigen Vorsatz des Zeugen _, seine Gläubiger zu benachteili­ 

gen, nicht zur Nichtigkeit der Abtretungsvereinbarung. Denn dieser Fall ist in § 3 Abs. 1 AnfG ge­ 

regelt. 

2. Die ••••• und die Beklagte haben im März 2007 einen Maklervertrag mit dem in der 

schriftlichen Provisionsvereinbarung niedergelegten Inhalt geschlossen. 

Die Beklagte hat den Vortrag des Klägers zum Abschluss eines mündlichen Vertrages nicht be­ 

stritten (§ 138 Abs. 3 ZPO). Der Kläger hat vorgetragen, dass die _ die Erbringung 

weiterer Leistungen von der Unterzeichnung der bereits im Januar übersandten Vereinbarung 

(Anlage zum Schriftsatz des Klägers vom 15. April 2009) abhängig gemacht habe. Daraufhin habe 

die Beklagte eine Änderung im Hinblick auf die Provisionsfälligkeit verlangt, worüber sich die Ver- 

tragsparteien mündlich geeinigt hätten. Im Anschluss daran habe die den geänder- 

ten Entwurf der Beklagten übersandt. Dem hält die Beklagte nur entgegen, dass die Parteien Wert 

auf die Schriftform gelegt hätten und sie die von der •••• übersandte vorformulierte Ver- 

einbarung abgeändert und nach Unterzeichnung zurückgesandt habe. Das darin liegende neue 

Vertragsangebot der Beklagten habe die nicht fristgerecht angenommen. Damit hat 
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die Beklagte nicht substanziiert bestritten, dass die schriftliche Vereinbarung den Inhalt einer zuvor 

mündlich getroffenen Abrede wiedergibt. Ihr Vortrag, sie habe die vorformulierte Vereinbarung 

geändert, ist durch die Urkunde - aus der Änderungen oder Streichungen nicht ersichtllch sind - 

widerlegt. Unabhängig davon ist ein Maklervertrag auch dadurch zustande gekommen, dass die 

Beklagte das in der Übersendung des Entwurfs liegende Vertragsangebot der durch 

Rücksendung des unterzeichneten Exemplars angenommen hat. Schließlich ist ein Maklervertrag 

auch dadurch zustande gekommen (vgl. BGH, NJW 2005, 3779; Schwerdtner/Hamm, Makler­ 

recht, 5. Aufl., RNr. 111), dass die Beklagte in Kenntnis des Provisionsverlangens (Schreiben der 

_vom 30. Januar 2007) Maklerdienste in Anspruch genommen hat, und zwar mit 

Schreiben vom 7. und 15. Februar 2007 sowie mit E-Mail vom 23. Mai 2007. 

Der Fall einer fehlenden Beurkundung i.S.v. § 154 Abs. 2 BGB liegt nicht vor. Nach dieser Vor­ 

schrift ist, sofern eine Beurkundung des beabsichtigten Vertrags verabredet worden ist, der Ver­ 

trag im Zweifel nicht geschlossen, bis die Beurkundung erfolgt ist. Die Vorschrift ist jedoch nicht 

anwendbar, wenn die Beurkundung nur Beweiszwecken dienen soll (Staudinger, BGB, Neubearb. 

2010, § 154 RNrn. 12 ff. m.w.N.). Dass die Parteien gewillkürte Schriftform vereinbart hätten, ist 

nicht festzustellen. Die Beklagte trägt dazu nur vor, dass die Parteien "Wert auf eine Schriftform" 

gelegt hätten. Damit bleibt offen, ob und gegebenenfalls was die Vertragsparteien insoweit verein­ 

bart haben und welchem Zweck die Unterzeichnung der Provisionsvereinbarunq dienen sollte. 

3. Die ••••• hat den Nachweis der Kaufgelegenheit erbracht und zwischen den Hauptver- 

tragsparteien vermittelt. 

a) Nach. der Provisionsvereinbarung konnte die •••• die Provision sowohl durch den 

Nachweis der Kaufgelegenheit als auch durch Vermittlungsleistungen verdienen. 

In der Vereinbarung heißt es, dass die Provision "für die Leistungen und Dienste" der Makler zu 

zahlen ist. Bei einem Immobilien-Maklervertrag handelt es sich im Zweifel sowohl um einen Nach­ 

weis- als auch Vermittlungsvertrag. Lässt sich ein Makler eine Provision für Nachweis und Ver­ 

mittlung versprechen, erwirbt er seinen vollen Vergütungsanspruch bereits durch eine der beiden 

Tätigkeiten, wenn eine erfolgreich und ursächlich war (OLG Koblenz, NJW-RR 1994, 824: 

Schwerdtner, RNr. 220). An die Vorlage bestimmter Unterlagen durch die ••••• war die 

Provisionspflicht nicht geknüpft. 

b) Der Nachweis liegt in der Benennung des für die Führung der Verkaufsverhandlungen zustän­ 

digen Mitarbeiters der Gläubigerbank der Verkäuferseite. Mit dem Nachweis ist eine Mitteilung des 

Maklers an seinen Kunden gemeint, durch die dieser in die Lage versetzt wird, in konkrete Ver­ 

handlungen über den von ihm angestrebten Hauptvertrag einzutreten (BGH, NJW 2005, 753). Ein 
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ordnungsgemäßer Nachweis kann auch vorliegen, wenn die vom Makler benannte verkaufswillige 
Person vom Verkäufer zur Veräußerung ermächtigt ist (OLG Frankfurt, NJW-RR 1986, 352; 

Schwerdtner/Hamm, a.a.O., RNr. 242). Danach hat die _ die Kaufgelegenheit nachge­ 

wiesen, denn ihr Mitarbeiter_teilte der Beklagten mit E-Mail vom 2. April 2007 mit, dass der 
Ansprechpartner der (im Folgenden: 
_) Herr 

essent und Gesprächs- und Verhandlungspartner avisiert worden sei. Den Vortrag des Klägers, 
die Gläubigerbank sei zur Führung der Verhandlungen ermächtigt gewesen, hat die Beklagte nicht 
bestritten (§ 138 Abs. 3 ZPO). Sie hat die Verhandlungen in der Folgezeit auch mit der_ge­ 
führt. Durch das Schreiben der _ vom 2. Februar 2007, mit dem sie der Beklagten ei­ 

nen Kaufvertragsentwurf übersandt hat, aus dem die Namen der Verkäufergesellschaften ersieht- 
·e lich sind, ist der Vortrag der Beklagten widerlegt, die _ habe deren Namen nicht ge­ 

kannt und nicht mitgeteilt. 

c) Zutreffend hat das Landgericht ausgeführt, dass durch die Aussage des Zeugen_bewiesen 
ist, dass die •••• lauch Vermittlungsleistungen erbracht hat. Auf Seite 6 f. des Urteils wird 
verwiesen. Vermitteln ist die bewusste, finale Herbeiführung der Abschlussbereitschaft des Ver­ 
tragspartners des künftigen Hauptvertrages (BGH, NJW-RR 1997, 884). Es genügt, dass der 

Vermittlungsmakler Verbindung mit dem Dritten aufnimmt und aut ihn einwirkt, einen Vertrag mit 

dem Auftraggeber abzuschließen (Schwerdtner/Hamm, RNr. 225). Das hat der Zeuge _bestä­ 
tigt. Für die Richtigkeit seiner Angaben spricht, dass die Beklagte gar nicht behauptet, die Ver­ 
handlungen von Anfang an direkt mit der~geführt zu haben. Auch das Schreiben der _ 

_ vom 19. April 2007 spricht dafür. Darin heißt es, dass die Bank "nach etlichen Verhandlun­ 
gen" unter bestimmten Bedingungen mit der Beklagten "als Käufer ... in den weiteren Prozess ein­ 
stiegen" würde. Mit ,,verhandlungen" sind solche zwischen der _ und der_gemeint. 
Auf die Frage, ob Vermittlungsleistungen auch noch zwischen Mai 2007 und Juni 2008 erbracht 
worden sind, kommt es nicht an. Denn die Provisionspflicht hängt nicht davon ab, dass der Makler 
in jeder Phase der Verhandlungen Vermittlungsleistungen erbringt; das Vermitteln setzt keine Mit- 

. wirkung beim Vertragsabschluss voraus (BGH, WM 1974, 257; Schwerdtner/Hamm, RNr.225). 

4. Zwischen dem beabsichtigten, nach der Provisionsvereinbarung von der Beklagten selbst abzu- 
schließenden Kaufvertrag und dem später von der 
schlossenen Grundstückskaufvertrag besteht wirtschaftliche Identität. 

ge- 

Die Rechtsprechung gewährt dem Makler einen Provisionsanspruch auch dann, wenn der Haupt­ 
vertrag nicht wie beabsichtigt, mit dem Auftraggeber des Maklers, sondern mit einem Dritten ge­ 
schlossen wird, der Auftraggeber aber zu dem Dritten in einer festen, auf Dauer angelegten, in der 
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Regel familien- oder gesellschafts rechtlichen Beziehung steht (BGH, NJW 1998, 2277). Unschäd­ 

lich ist etwa, wenn nicht die auftraggebende GmbH, sondern deren Besitzgesellschaft das Objekt 

erwirbt (OLG Koblenz, WM 1984, 1091) oder ein Gesellschafter anstelle der Gesellschaft (OLG 

Koblenz, NJW-RR 1991, 881). 

Nach diesen Grundsätzen ist der am 16. Juni 2008 geschlossene Kaufvertrag wirtschaftlich 

gleichwertig. Alleinige Gesellschafterin der Beklagten ist die deren AI- 

leingesellschafter ist. war zunächst auch Alleingesell- 

schafter der am 28. Februar 2008 gegründeten Käufergesellschaft, der 

_ Bei Personen identität der Gesellschafter von Maklerkundin und Käuferin liegt wirt­ 

schaftliche Gleichwertigkeit vor (vgl. Schwerdtner/Hamm, RNr. 418). Der Umstand, dass_ 

li;;:/ _ seine Gesellschaftsanteile an der Käufergesellschaft durch Vertrag vom 7. April 2008 

noch vor Abschluss des Kaufvertrages auf seine Mutter übertragen hat, ändert daran nichts. Denn 

zwischen Mutter und Sohn besteht eine enge familienrechtliche Verbindung, aufgrund derer die 

persönliche Kongruenz zu bejahen ist (vgl. Schwerdtner/Hamm, a.a.O., RNr. 427; OLG Hamm, 

ROM Sig. A 33 BI. 22). 

5. Die Maklerleistungen der •••• waren für den Abschluss des Kaufvertrages jedenfalls 

mitursächlich. 

Ein Provisionsanspruch entsteht nur, wenn die vom Makler entfaltete Vermittlungs- oder Nachwei­ 

stätigkeit für den Vertragsschluss ursächlich geworden ist. Beim Vermittlungsmakler genügt es, 

wenn zwischen dem Vertrag, den der Makler nach dem Maklervertrag herbeiführen sollte, und 

dem, der tatsächlich abgeschlossen wurde, Gleichwertigkeit besteht. Beim Nachweismakler muss 

der geführte Nachweis dem Maklervertrag entsprechen und zum anderen muss die nachgewiese­ 

ne Gelegenheit mit der tatsächlich wahrgenommenen identisch bzw. wirtschaftlich gleichwertig 

sein (Schwerdtner/Hamm, a.a.O., RNr. 528). Geht dem Auftraggeber aufgrund des Maklervertra­ 

ges ein Nachweis zu und kommt angemessene Zeit später ein entsprechender Hauptvertrag zu­ 

stande, hat der Auftraggeber die fehlende Kausalität dazulegen und zu beweisen. Kommt der 

Hauptvertrag erst lange Zeit nach dem Nachweis zustande, obliegt die volle Darlegungs- und Be­ 

weislast hinsichtlich der Kausalität dem Makler (BGH, NJW 2006,3062). 

Nach diesen Grundsätzen ist die Kausalität zu bejahen. Die Vermittlungsleistungen waren für den 

Abschluss des Hauptvertrages ursächlich, da die wirtschaftliche Gleichwertigkeit gegeben ist (s.o. 

Ziffer 4.). Im Hinblick auf den geführten Nachweis streitet zugunsten des Klägers, wie das Landge­ 

richt zutreffend ausgeführt hat, die Kausalitätsvermutung. Auf die Ausführungen auf Seite 7 f. des 

Urteils wird verwiesen. Diese Vermutung hat die Beklagte nicht ausgeräumt. Vielmehr ergibt sich 
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aus den vorgelegten Unterlagen, dass der Nachweis für den Erwerb jedenfalls mitursächlich war. 

Die Beklagte stand, wie sich aus den mit Schriftsatz des Klägers vom 15. April 2009 vorgelegten 

Anlagen ergibt, im März 2007 kurz vor dem Abschluss eines Kaufvertrages. Am 29. Januar 2007 

hatte sie ein Kaufangebot abgegeben. Am 1. Februar übersandte sie der _ Bonitäts­ 

unterlagen der . Die übersandte der Beklagten am 2. Februar ei­ 

nen Kaufvertragsentwurf. Mit Schreiben vom 6. Februar schlug die Beklagte vor, den Kaufvertrag 

am 15. Februar zu beurkunden. Nachdem es zu einer Einigung der Kaufvertragsparteien nicht 

gekommen war, unterbreitete die Beklagte mit Schreiben vom 5. März 2007 im Hinblick auf die 

Zahlungsmodalitäten ein neues Angebot. Mit E~Maii vom 3. April 2007 fragte _ für die 

Beklagte bei der an, wie es nun weiter gehe. Der Einwand der Beklagten, die Ver­ 

handlungen seien danach endgültig abgebrochen worden, ist nicht stichhaltig. Vielmehr hat die 

~ Beklagte die Vertragsverhandlungen auch nach April 2007 ohne wesentliche Unterbrechungen 

fortgeführt. So teilte ihr die am 19. April mit, dass die Bank wieder in Verhandlungen 

einsteigen werde. Am 13. Juni legt die Beklagte ein neues Kaufangebot vor. Die_teilte der 

Beklagten mit Schreiben vom 30. Oktober mit, nach wie vor daran interessiert zu sein, die Ver­ 

handlungen auf der Basis eines Angebots vom 27. August wieder aufzunehmen. Am 21. Dezem­ 

ber 2007 unterbreitete die Beklagte de~ ein geändertes Kaufangebot und führte aus, an ei­ 

nem Ankauf interessiert zu sein. Zugleich bat sie um die Übersendung von Unterlagen. Am 22. 

Januar 2008 bat sie die _ um weitere Unterlagen. Auf dieser ßrundlage steht fest, dass die 

Beklagte keine von der Tätigkeit der ••••• unabhängige, völlig neue Verhandlungen aufge- 
nommen hat. Für eine endgültige Aufgabe der Verkaufsabsicht der_ oder der Verkäufergesell­ 
schaften sind Anhaltspunkte nicht ersichtlich. 

6. Der Provisionsanspruch ist nicht gemäß § 654 BGB verwirkt. Der Bundesgerichtshof hält bei 
Immobiliengeschäften eine Tätigkeit des Maklers für beide Seiten für grundsätzlich zulässig, so­ 
fern er für beide Teile als Nachweismakler oder für den einen als Vermittlungs- und für den ande­ 
ren als Nachweismakler tätig geworden ist (BGH NJW-RR 1998, 992). Das gilt in der Regel auch 
ohne ausdrückliche Gestattung selbst dann, wenn dem Maklerkunden die Doppeltätigkeit des 
Maklers unbekannt gewesen war (BGH, NJW-RR 2003,991). Die für die Voraussetzungen des § 
654 BGB darlegungs- und beweispflichtige Beklagte hat eine unzulässige Doppeltätigkeit der _ 
_ nicht schlüssig dargelegt. Sie verweist dazu nur auf den Vortrag des Klägers, wonach die 
_ im Auftrag des Verkäufers als Immobilienmakler einen Käufer gesucht habe. Dem ist 
schon nicht zu entnehmen, dass die mit der Verkäuferin einen Maklervertrag ge- 
schlossen habe. Erfolgt dieXäufersuche für den Verkäufer unentgeltlich, wie es der Kläger be­ 
hauptet, liegt ein Auftragsverhältnis vor. Dass die mit der Verkäuferseite einen zur 
Provisionszahlung verpflichteten Maklervertrag geschlossen habe, ist nicht substanziiert vorgetra­ 
gen. Auch fehlt Vortrag zur Unzulässigkeit einer etwaigen Doppeltätigkeit. 
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7. Der Provisionsanspruch ist nicht verjährt. 

Der Vergütungsanspruch des Makler unterliegt der regelmäßigen Verjährung und verjährt dem­ 

nach gemäß § 185 BGB in drei Jahren. Gemäß § 199 Abs. 1 BGB beginnt die Verjährungsfristmit 

dem Schluss des Jahres, in dem der den Provisionsanspruch begründende Hauptvertrag ge­ 

schlossen wurde (§ 199 Abs. 1 Nr. BGB) und in der Person des Maklers die subjektiven Voraus­ 

setzungen des § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB gegeben sind. 

Danach begann der Lauf der Verjährungsfrist am 1. Januar 2009 (§ 187 Abs. 1 BGB) und endete 

mit Ablauf des 31. Dezember 2011 (§ 188 Abs. 2 BGB). Durch die Klageerhebung im November 

2008 ist die Verjährung gehemmt worden, § 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB. Die Hemmung erfasste auch 

den in 1. Instanz im Wege der uneigentlichen Eventualhäufung geltend gemachten Teil des An­ 

spruchs in Höhe von 57.474,00 € nebst Zinsen. Denn die Hemmung nach § 204 Abs. 1 Nr. 1 BGB 

erfasst auch nur hilfsweise geltend gemachte Ansprüche (Beck'scher Online-Kommentar BGB, § 

204 BGB RNr. 17). Der Umstand, dass das Landgericht die Klage insoweit als unzulässig abge­ 

wiesen hat, steht dem nicht entgegen. Denn für die Frage der Verjährungshemmung ist es ohne 

Bedeutung, ob die Klage unzulässig ist (BGH, NJW 1980, 2461; Staudinger, BGB, Neubearb. 

2009, § 204 BGB RNr. 24). Unabhängig davon wäre die Verjährunq jedenfalls mit Zustellung der 

Berufungsbegründung vom 10. August 2011 gehemmt worden (§§ 261 Abs. 2 ZPO, 204 Abs. 1 

Nr. 1 ZPO). Denn mit diesem Schriftsatz hat der Kläger die unbedingte Verurteilung der Beklagten 

zur Zahlung von 57.474,00 € nebst Zinsen verlangt und spätestens zu diesem Zeitpunkt in unver­ 

jährter Zeit Klage erhoben. Das Vorgehen des Klägers ist prozessual zulässig, denn die Erhöhung 

des Klagebetrages nach § 264 Nr. 2 ZPO ist nicht als Klageänderung im Sinne von § 533 ZPO 

anzusehen und daher auch in der Berufungsinstanz zulässig (BGH, NJW-RR 2010, 1286). Die 

dem Anspruch zugrunde liegenden Tatsachen sind gemäß § 529 ZPO ohnehin der Verhandlung 

und Entscheidung zugrunde zu legen; neue Tatsachen trägt der Kläger nicht vor. 

8; Nach alledem hat die Berufung des Klägers Erfolg, die der Beklagten dagegen nicht. 

9. Die Kostenentscheidung folgt §§ 97 Abs. 1 und 2 ZPO. Der Kläger muss gemäß § 97 Abs. 2 

ZPO den überwiegenden Teil der Kosten des Berufungsverfahrens tragen, da er hinsichtlich des 

Teilbetrages von 57.474,00 € nur obsiegt, weil er in 2. Instanz erstmals die unbedingte Verurtei­ 

lung der Beklagten begehrt. Das Landgericht hat zutreffend ausgeführt, dass die Verbindung von 

Teilansprüchen eines einheitlichen Streitgegenstandes durch unechtes Eventualverhältnis unzu­ 

lässig ist (vg!. Musielak, ZPO, 9. Auf!., § 260RNr. 9 m.w.N.; Lüke, NJW 1996, 2121,2125). Aus 

der vom OLG Hamburg in dem Urteil vom 13. Dezember 2002 in Bezug genommenen Entschei- 
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dung des Bundesgerichtshofs vom 13. Mai '·1996 (NjW 1996, 2306: 2308) ergibt sich nichts ande- 
, ~ . . .' 

res. Danach kann eine Eventualwiderklage auch für den Fall erhoben werden, dass der Widerklä­ 

ger mit seinem Hauptvortrag obsiegt und daran anschließend, bedingt für den Fall seines Obsie­ 

gens mit dem Hauptvorbringen,.die Feststellung des Nichtbestehens eines weitergehenden oder 

weiteren Anspruchs begehrt, der in seinen Entstehungsvoraussetzungen von dem mit der Klage 

geltend gemachten Anspruch nicht abhängig ist. Das ist ein Fall der Verbindung von Teilansprü­ 

chen verschiedener Streitgegenstände. 

Der Ausspruch über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt §§ 708 Nr. 10, 711 ZPO. 

- •• 
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